Deutsdier Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/2450 


Der Bundesminister Bonn, den 13. Juli 1971 

für Bildung und Wissenschaft 

III B 5-0104-6 - 16/71 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Förderung der Meeresforschung und Meerestechnik 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Hubrig, Lenzer, 
Dr. Probst und der Fraktion der CDU/CSU 
- Drucksache VI/2383 - 


Die Kleine Anfrage beantworte ich wie folgt: 


1. Mit welchem Aufwand und innerhalb welchen Zeitraums will 
die Bundesregierung die im Rahmen des Schwerpunktprogramms 
„Meeresforschung in der Bundesrepublik Deutschland 1969 bis 
1973" gesteckten Planungsziele erreichen? 

Das in den Jahren 1968/69 formulierte Gesamtprogramm für 
die Meeresforschung in der Bundesrepublik Deutschland 1969 
bis 1973 sah für den Bund Aufwendungen in Höhe von rund 
350 Mio DM vor. Die Bundesregierung wird demgegenüber 
nach dem derzeitigen Finanzplan im selben Zeitraum zur För- 
derung der Meeresforschung und Meerestechnik voraussichtlich 
rund 400 Mio DM zur Verfügung stellen. 

Die im Gesamtprogramm formulierten Planungsziele hält die 
Bundesregierung in Übereinstimmung mit der Deutschen Kom- 
mission für Ozeanographie nach wie vor für gültig. Im ein- 
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zelnen haben sich jedoch aufgrund der bisherigen Erfahrungen 
und neuer Entwicklungen Ergänzungen und Änderungen als 
zweckmäßig erwiesen. Diese Änderungen und Ergänzungen 
werden bei der schon im ersten Gesamtprogramm für dieses 
Jahr vorgesehenen Fortschreibung berücksichtigt. Derzeit be- 
reitet der Programmausschuß der DKfO unter Beteiligung der 
Fachausschüsse die Neufassung des Programms vor, die bis 
zum Jahresende vorliegen wird. 


2. Welche Zwischenergebnisse hat die Bundesregierung im 
Rahmen des Gesamtprogramms erzielt, und welche Aufwen- 
dungen waren hierzu erforderlich? 


Unter den bisher vorliegenden Zwischenergebnissen des Pro- 
gramms sind besonders hervorzuheben; 

- die wesentliche Verbesserung der Grundausstattung von 
Hochschulinstituten und Forschungsanstalten des Bundes und 
der Länder; 

- der Bau, die Grundüberholung und Verbesserung des Unter- 
wasserlabors Helgoland; 

- Exploration und Beschaffung von Manganknollen. Die Bun- 
desregierung hat drei Forschungsfahrten einer deutschen 
Industriegesellschaft in den Pazifik unterstützt, bei denen 
ausreichendes Material für Aufbereitungsversuche gewonnen 
wurde; 

- erste Explorationsresultate des Forschungsschiffes „Valdivia" 
bei der Untersuchung von Erzschlammvorkommen im Roten 
Meer und Golf von Aden. FS „Valdivia" hat sich als For- 
schungsschiff für diese speziellen Aufgaben auf seiner ersten 
Reise gut bewährt; es wurden neuartige Probennahme- und 
andere Explorationshilfsmittel erfolgreich erprobt und aus- 
reichende Proben für Aufbereitungsversuche gewonnen; 

- Studien über Entwicklung und Aufbau eines ozeano- 
graphisch-meteorologischen Meßnetzes, für das die erforder- 
lichen technischen Entwicklungen vorbereitet werden; 

- Studien zur Entwicklung ferngesteuerter unbemannter Son- 
denfahrzeuge, aus denen sich die Notwendigkeit weiterer 
bereits geplanter Untersuchungen ergibt; 

- Teilergebnisse einer noch laufenden Studie über die Entwick- 
lung eines integrierten Fischfangsystems zur Verbesserung 
und weitgehenden Automation des Hochseefischfangs. 
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Zahlreiche weitere aufgrund des Gesamtprogramms eingeleitete 
Untersuchungen, an denen Hochsdiulinstitute und Forschungs- 
anstalten des Bundes und der Länder beteiligt sind, sind noch 
im Gange. 

Vom 1. Januar 1969 bis zum 30. Juni 1971 betrugen die Auf- 
wendungen des Bundes für das Gesamtprogramm Meeresfor- 
schung nach vorläufigen Schätzungen ca. 130 Mio DM. 


3. Wir fragen insbesondere, 

— welche Ziele sich die Bundesregierung zur Aufsuchung und 
Nutzung von marinen Lagerstätten gesetzt hat, welche zeit- 
lichen und finanziellen Planungen bei ihr bestehen und, 

— inwieweit nach ihrer Ansicht diese Planungen ausreichen, um 
mindestens den technischen Stand des Auslandes zu halten? 


Die Bundesregierung mißt dem Aufsuchen und der Nutzung 
mariner Rohstofflagerstätten große Bedeutung bei. Sie hat zum 
Erlangen der Kenntnisse der Lagerstättengenese und einer aus- 
gereiften Explorationstechnik im Rahmen des Gesamtpro- 
gramms u. a. das für diesen Zweck umgebaute und mit modern- 
sten wissenschaftiidien Einrichtungen ausgerüstete Forschungs- 
schiff „Valdivia" bis 1974 gediartert und eingesetzt, das sich 
inzwischen auf seiner ersten Forschungsreise im Roten Meer 
befindet. An den Untersuchungen, die sich in diesem Jahr auch 
auf Seifeniagerstätten vor der ostafrikanischen Küste erstrecken 
werden, sind in besonders starkem Maße Industrieunternehmen 
und die Bundesanstalt für Bodenforschung beteiligt. Darüber 
hinaus werden theoretische Arbeiten gefördert. Die Unterstüt- 
zung der Entwicklung der Explorations- und Fördertechnik ist 
vorgesehen. 

Eine Kooperation der Meeresbergbaufirmen in diesem noch 
risikpbehafteten Bereich kann die Aufsuchung und Nutzung 
mariner Lagerstätten erleichtern. 

Die Planungen der Bundesregierung sind darauf ausgerichtet, 
mit dem technischen Stand des Auslandes Schritt zu halten und 
den internationalen Anschluß beim Aufsuchen und bei der wirt- 
schaftlichen Nutzung mariner Lagerstätten nicht zu verlieren. 
Die Maßnahmen zur Durchführung der deutschen Erdölversor- 
gung mit einem Haushaltsaufwand von insgesamt 575 Mio DM 
gestatten eine staatlich geförderte Aufsuchung und Nutzung 
von Erdöl- und Erdgasvorkommen auch bei marinen auslän- 
dischen Lagerstätten. 

Aufgrund der weltweiten Entwicklung wird im Rahmen der 
Fortschreibung der mittelfristigen Sach- und Finanzplanung 
ständig überprüft werden, ob diese in ihrem bisherigen Um- 
fang ausreichend ist. 
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4. Weldie Maßnahmen plant oder führt die Bundesregierung durch 

— zur Verhütung und Bekämpfung der Meeresverschmutzung, 

— zur Nutzung der Kenntnis der Wechselwirkung zwischen 
Ozean und Atmosphäre? 

Die Bundesregierung hat im Mai 1971 in die seinerzeit bei der 
Intergovernmental Maritime Consultative Organization (IMCO) 
laufenden internationalen Vorverhandlungen über die weitere 
Verhütung der Verschmutzung der See durch Industrieabfälle 
einen Sachkatalog eingebracht, der als Grundlage für ein Über- 
einkommen dienen soll. Er sieht konkrete Einbringungsverbote 
für bestimmte Abfälle vor. 

Nachdem die Bundesregierung im Januar 1971 den sieben 
übrigen Nordseeanliegern eine auf die Nordsee beschränkte 
Konferenz über Industrieabfälle vorgesdilagen hatte, um mög- 
lichst bald zu regionalen Maßnahmen zu kommen, hat eine 
erste Besprechung am 11. Juni in London stattgefunden. Die 
Industriestaaten des Nordseegebiets erwägen eine auf die 
Nordsee beschränkte Regionalkonvention. 

Die Bundesforschungsanstalt für Fischerei führt mit den Fische- 
reiforsdiungsschiffen des BML regelmäßig Untersuchungen 
über den Gehalt an Schwermetallen und an radioaktiven Stof- 
fen im Wasser, der Nahrungskette und den Nutzfischen in der 
Nord- und Ostsee durch. 

Der BMI bereitet bundeseinheitliche Richtlinien zur Beurteilung 
von Meerwasser für Badezwecke vor. 

Das Deutsche Hydrographische Institut gibt einen ständigen 
Dienst für Wasserstandsvorhersagen und Sturmflutwarnungen 
heraus. 

Der Deutsche Wetterdienst ist bemüht, die Möglichkeiten der 
Wettervorhersage durch die systematische Vertiefung der 
Kenntnisse über die Wechselwirkung zwischen Ozean und At- 
mosphäre zu verbessern. 

Ein weiteres Ziel der Bundesregierung ist die Verbesserung 
der Routenberatung für die Seeschiffahrt. Die Fortentwicklung 
von speziellen Methoden für die Routenberatung erfordert 
neben den Forschungen zur Wettervorhersage auch die See- 
gangsforschung. Vorgesehen ist die Entwicklung eines wesent- 
lich verbesserten Berechnungsverfahrens für den Seegang in 
relativ flachem Wasser, das u. a. der Brandungsvorhersage 
dienen wird. 


5. In welchem Ausmaß sind Staat, Wissenschaft und Industrie in 
der Deutschen Kommission für Ozeanographie vertreten? 

Hält die Bundesregierung die Vertretung der Industrie in der 
Deutschen Kommission für Ozeanographie für ausreichend? 
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die Wissenschaft mit neunzehn und die Wirtschaft mit vier Mit- 
gliedern vertreten. In den Ausschüssen der DKfO ist kein 
zahlenmäßiges Verhältnis für die Vertretung dieser Gruppen 
vorgesehen. Insgesamt haben in ihnen der Bund dreizehn, die 
Länder zehn, die Wissenschaft dreiundsechzig und die Wirt- 
schaft vierzehn Vertreter. 

Die Vertretung der Industrie in der DKfO entsprach 1969 ihren 
Aktivitäten. Es wird - ähnlich wie bei anderen Beratungsgre- 
mien des BMBW - zu prüfen sein, ob eine Straffung der Arbeit 
der DKfO und eine andere Repräsentation der einzelnen Grup- 
pen zweckmäßig wäre. 


6. Inwieweit haben die Deutsche Kommission für Ozeanographie 
und ihre Ausschüsse zu den Programmen und Planungen zur 
Meeresforschung und Meerestechnik beigetragen? 


Alle Fachausschüsse sind maßgeblich an der Vorbereitung des 
Programms und an der Koordinierung seiner Durchführung be- 
teiligt. Aufgrund von Zwischenergebnissen passen sie die Pla- 
nung den sich aus der Praxis ergebenden Erfordernissen an. 

Sämtliche Ausschüsse sind mit der Fortschreibung des Gesamt- 
programms befaßt. 


7. Wie wird die Öffentlichkeit und vornehmlich die Wirtschaft 
über staatliche Planungen, laufende Projekte, Ausschreibungen 
und erteilte öffentliche Aufträge informiert? 


Neben der üblichen Information der Presse und der Öffentlich- 
keit über aktuelle Ereignisse, laufende Projekte und geplante 
Vorhaben durch kontinuierliche Informationsdienste des BMBW 
bestehen enge Kontakte zum zuständigen Industrieverband, der 
Wirtschaftsvereinigung Industrielle Meerestechnik (WIM). Die 
WIM wird außerdem an den staatlichen Planungen auf dem 
Gebiet der Meeresforschung und Meerestechnik, insbesondere 
zum Schwerpunkt „Mineralische Rohstoffe" direkt beteiligt. 
Uber Ausschreibungen zur Erteilung öffentlicher Aufträge für 
Forschungs- und Entwicklungsvorhaben von größerer Bedeu- 
tung wird seitens des BMBW die WIM informiert. 


8. Mit welchem Auftragsv/ert sind Forschungs- und Entwicklungs- 
aufträge für Meeresforschung und Meerestechnik bisher erteilt 
worden? 


Der Gesamtwert der von 1969 bis zum 30. Juni 1971 auf dem 
Gebiet der Meeresforschung und Meerestechnik erteilten Zu- 
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Wendungen und Aufträge für Forschungs- und Entwicklungs- 
vorhaben belief sich auf 

ca. 40 Mio DM beim BMBW und 

ca. 25 Mio DM beim BMVg. 


9. Wie hoch sind die staatlichen Ausgaben für Meeresforschung 
und Meerestechnik in der Bundesrepublik Deutschland, den 
USA, in Frankreich, Großbritannien und der UdSSR? 


Angaben über die staatlichen Ausgaben für Meeresforschung 
und Meerestechnik anderer Länder liegen nicht durchweg und 
nicht in voll vergleichbarer Weise vor. Für die UdSSR sind 
keine Zahlen erhältlich. Einen Überblick gibt die Anlage. 


Leussink 
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Anlage 


BRD 

TDM 

1966 bis 1968 (3 Jahre) 

91 140 

1969 bis 1970 (2 Jahre) 

99 195 

1971 

82 600 


USA 

Mio Dollar 


Gesamtaufwendungen 



(einschließlich Verteidigung) 



1967/68 

431,8 = ca. 

1 541 526 

1968/69 

463,4 ^ ca. 

1 654 338 

1969/70 

513,3 = ca. 

1 832 481 

1970/71 

518,5 = ca. 

1 851 045 

1 97 1 '72 (Regierungsvorschlag) 

609,1 == ca. 

2 174 487 


Frankreich 

Mio FF 




(nur Centre National pour 





l'Exploration des Ozeans) 





1968 

32,9 = 

ca. 

21 

632 

1969 

46,0 

ca. 

30 

245 

1970 

71,3 = 

ca. 

46 

880 

1971 

89,9 = 

ca. 

59 

109 


Großbritannien 

£ 

nur 1967/68 verfügbar als 


Gesamtaufwendung 


(einschließlich Verteidigung) 

13 430 000 = ca. 118 184 
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